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nicht mit anderen Mitteln zu erreichen ist, -angewandt wer- 
den darf. Wo auf die Anwendung der Untersuchungshaft ver­
zichtet werden kann, weil zu erwarten ist, daß sich der 
beschuldigte bzw. angeklagte Bürger der strsfrechtlichen 
Verantwortlichkeit nicht durch Flucht entzieht, keine 
Verdunklungsgefahr oder auch VViederholungsgefahr gegeben 
ist, oder wo solchen Gefahren auf andere Art begegnet 'wer­
den kann, wird und muß sowohl im staat-lichen Interesse 
als auch im Interesse des betroffenen Bürgers auf ihre An­
ordnung verzichtet werden,

o * __Die Verantwortung für die Anordnung der Untersuchungshaft 
gebietet es, die Haftgründe nicht nur nach formellen recht­
lichen Gesichtspunkten zu prüfen, sondern stets auch vom 
materiellen Gehalt der Straftat und der Persönlichkeit 
des Straftäters auszugehen. Die Beachtung des Vertrauens­
grundsatzes zwischen Staat und Bürger als eine grundlegen­
de Maxime der sozialistischen Lebensweise, die Gewinnung 
bzw. Rückgewinnung von auch einmalig kriminell gestrau­
chelten oder vom Gegner zu kriminellen Handlungen miß­
brauchten Bürgernhat auch hier das Primat und erschließt 
oft zugleich auch günstigere Voraussetzungen für die Wie­
dereingliederung des Bürgers in das,gesellschaftliche Le­
ben. Der sozialistische Staat verfügt über staatliche 
und rechtliche Mittel, die ordnungsgemäße Durchführung 
des Strafverfahrens in der überwiegenden Mehrzahl (über 
90 % werden ohne Untersuchungshaft bearbeitet) auch ohne 
die Anordnung der Untersuchungshaft zu gewährleisten.
Er kann auf der Grundlage gesetzlicher Regelungen, wie sie 
zum Beispiel in der Verordnung über kriminell gefährdete 
Bürger, dem Gesetz über die DVP und andere rechtliche Be­
stimmungen enthalten sind, bestimmte Auflagen an Bürger 
erteilen, wie zum Beispiel den Wohnort bzw. die Arbeits­
stelle nicht zu wechseln, sich bei zuständigen staatli­
chen Organen regelmäßig zu melden, den Umgang mit be-


